
Kurzbericht - 611 

Kultusausschuss 
(22. - öffentliche - Sitzung am 11. Januar 2019) 

Beratungsthemen: 

1. Beschlussfassung über den Antrag auf Unterrichtung zum aktuellen Planungsstand 

des Gedenk- und Lernortes Bückeberg durch den neuen Geschäftsführer der 

Dokumentations- und Lernort Bückeberg gGmbH, Herrn Alexander Remmel 

 

Der Ausschuss billigte den Antrag einstimmig. Als Termin für die Unterrichtung wurde der 

1. Februar 2019 in Aussicht genommen. 

  

2. Mobbing an Schulen bekämpfen - Anregungen zu gesamtgesellschaftlichem 

Handeln 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/1522 

 

Der Ausschuss nahm die Beratung auf. Er kam überein, die Landesregierung um eine 

Unterrichtung über die vonseiten des MK vorgesehenen und die bereits laufenden 

Maßnahmen gegen Mobbing an Schulen zu bitten. Er bat darum, dass bei der 

Unterrichtung auch ein Vertreter der Anlaufstelle des MK gegen Mobbing zugegen ist. 

  

3. Zulage auch für pädagogische Fachkräfte in therapeutischer Funktion 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/1029 

 

Der Ausschuss setzte die Beratung fort, nahm eine Unterrichtung vonseiten der 

Landesregierung entgegen und bat um die Nachreichung ergänzender Informationen. Mit 

Zustimmung der antragstellenden Fraktion wurde die weitere Beratung des Antrages auf 

Wunsch der Koalitionsfraktionen verschoben, um diesen die Möglichkeit zu geben, einen 

Änderungsvorschlag zu erarbeiten. 

  

4. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Tageseinrichtungen für 

Kinder 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/169 

 

Der Ausschuss schloss die Beratung des Gesetzentwurfs ab und empfahl dem Landtag 

vorbehaltlich der Zustimmung durch die - mitberatenden - Ausschüsse für Rechts- und 

Verfassungsfragen sowie für Haushalt und Finanzen, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, AfD 

Ablehnung:  GRÜNE 

Enthaltung:  FDP 

 

Von einer Berichterstattung sah der Ausschuss ab. 

  

5. Erzieherinnen- und Erzieherberuf attraktiver machen - Erzieherinnen- und 

Erzieherausbildung weiterentwickeln und nicht abwerten 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/46 

 

Der Ausschuss führte die Beratung durch. Vorbehaltlich des Votums des mitberatenden 

Ausschusses für Haushalt und Finanzen empfahl er dem Landtag, den Antrag abzulehnen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU  

Ablehnung:  GRÜNE, FDP 

Enthaltung:  AfD 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01522.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01029.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00001-00500/18-00169.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00001-00500/18-00046.pdf
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6. Kita-Qualität weiterentwickeln - Kita-Qualitätsgesetz in die Tat umsetzen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/157 

 

Der Ausschuss führte die Beratung durch. Vorbehaltlich des Votums des mitberatenden 

Ausschusses für Haushalt und Finanzen empfahl er dem Landtag, den Antrag abzulehnen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, FDP,  

Ablehnung:  GRÜNE 

Enthaltung:  AfD  

  

7. Kita-Fachkräftemangel bekämpfen - Schulgeldfreiheit und Ausbildungsvergütung für 

angehende Sozialpädagogische Assistenten und Erzieher 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/638 

 

Der Ausschuss führte die Beratung durch. Vorbehaltlich des Votums des mitberatenden 

Ausschusses für Haushalt und Finanzen empfahl er dem Landtag, den Antrag abzulehnen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  GRÜNE, FDP, AfD 

Enthaltung:  - 

  

8. Frühkindliche Bildung voranbringen 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/1069 

 

Der Ausschuss führte die Beratung durch. Vorbehaltlich des Votums des mitberatenden 

Ausschusses für Haushalt und Finanzen empfahl er dem Landtag, den Antrag 

anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  GRÜNE, FDP 

Enthaltung:  AfD 

  

9. Weiterer Umgang mit einem Aktenbegehren nach Artikel 24 Abs. 2 

Niedersächsischer Verfassung 

 

hier: Vorlage der Akten des Kultusministeriums zum gesamten Vorgang „Verständigung 

zwischen Landesregierung und kommunalen Spitzenverbänden auf Eckpunkte zur 

Kompensation der entfallenden Kita-Beiträge“ unter Einbeziehung der Akten der 

Staatskanzlei und der beiden Pressestellen 

 

Der Ausschuss kam einstimmig überein, die Akteneinsicht zu beenden und die Akten an 

die Landesregierung zurückzusenden. 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00001-00500/18-00157.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00501-01000/18-00638.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01069.pdf

